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Liebe Kolleginnen
und Kollegen!

Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft ist eine ¹födera-
leª Gemeinschaft. Sie operiert auf allen Ebenen un-
seres Gemeinwesens ± auf der Bundes-, Landes- und
Ortsebene.

Im Oktober und November 1997 haben drei Landes-
verbände und vier Bezirksverbände wichtige Zei-
chen und Impulse gesetzt ± die Landesverbände
Baden-Württemberg, Bremen und Hessen sowie die
Bezirksverbände Düsseldorf, Freiburg, Karlsruhe
und Stuttgart.

Alle DSTG-Groûveranstaltungen im Herbst 1997
hatten einen positiven Effekt. Die Politik wurde mit
den DSTG-Konzepten auf breiter Front konfrontiert.
Ein tiefes Miûtrauen in die Politik wurde sichtbar:
obwohl sich alle politischen Parteien über das Prin-
zip einig sind, wie mehr Steuergerechtigkeit ge-
schaffen und der Wirtschaftsstandort Deutschland
gestärkt werden kann, geschieht nichts.

Einig war man sich auf Landes- und Bezirksebene:
verengt wurde die Refinanzierungsdebatte um die
Groûe Steuerreform. Würden die vorhandenen
Steuerquellen durch eine Stärkung der Finanzver-
waltung erschlossen, könnten mindestens 50 Milliar-
den DM mehr in die Staatskasse von Theo Waigel
flieûen. Daû die Debatte um die Arbeitsbedingungen
im öffentlichen Dienst eng verknüpft sind auch mit
der Diskussion um die Erosion der Steuereinnah-
men, liegt auf der Hand. Gerade diese enge sach-
liche und politische Verknüpfung wurde auf der
Landes- und Bezirksebene sichtbar.

Die DSTG spricht mit einer Zunge und ist in sich
solidarisch. Man braucht kein Politologe zu sein,
um zu erkennen, daû dies auch ein wichtiges berufs-
politisches Instrument ist. Und diese Instrumente
sind in schwerer Zeit kontingentierte Mangelware.
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149 Tarifverhandlungen
ohne Ergebnis unterbrochen

Die Tarifverhandlungen für den öffentlichenDienst, bei denen
die Beschäftigungssicherung imMittelpunkt steht, sind ohne
Ergebnis unterbrochenworden. Der Vorsitzende der GGVöD,
Horst Zies, forderte die Arbeitgeber von Bund, Ländern und
Gemeinden auf, endlich substantielle Vorschläge zumachen.

150 Finanzausgleich:
Ein Webfehler des Föderalismus?

In einer Fachtagung des DSTG-Bundesvorstandeswurde un-
tersucht, ob der Länderfinanzausgleich heute noch sinnvoll
sei. Beispielsweise behalte das Land Baden-Württemberg nur
8 Prozent derMehreinnahmen aus der Betriebsprüfung in der
eigenen Kasse. Dies schwäche die Lust auf intensive Prüfung.

147 Steuerverwaltung und
Steuerberatung: Verständnis
und Kooperation

Die Arbeitsgemeinschaft KLI-
MATAGUNG, die auf eine In-
itiative der DSTG zurückgeht,
besteht 40 Jahre. Ondracek
hob in seiner Rede hervor, die
Finanzbeamtenmüûten auch
steuerliche Berater der Bürger

sein. Dazu passe nicht das Gerede von den Steuerschlupf-
löchern, weil es sich um legale Formen handele.

Verhandlungsleiter ist traditionell der DSTG-Bundesvor-
sitzende. Im Bild: DSTG-Chef Dieter Ondracek (2. v.r.) mit
seinen Vorgängern ErhardGeyer, Hermann Fredersdorf
undWerner Hagedorn (v. l.).

Titelfoto

Bundesgeschäftsführer Paul Courth, Bundesvorsitzender Die-
ter Ondracek, BMF-Steuerabteilungsleiter Heinz-J. Rendels,
der Gründer der Arbeitsgemeinschaft KLIMATAGUNG
Hermann Fredersdorf und der Leiter der Bundesfinanz-
akademieHorst Vogelgesang (v. l.) beim 40jährigen Jubiläum
der Arbeitsgemeinschaft imDSTG-Haus in Bonn

Copyright: EduardN. Fiegel
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D ie Arbeitsgemein-
schaft Klimatagung
konnte am 11. No-

vember 1997 einen runden
Geburtstag feiern: 40 Jahre
hat sie im Dienste eines
¹guten Steuerklimasª ge-
wirkt. Prominente Vertreter
der Mitgliederorganisatio-
nen der Arbeitsgemein-
schaft Klimatagung haben
sich am 11. November 1997
im DSTG-Haus an diese
40 Jahre gemeinsamen Wir-
kens erinnert ± im klei-
nen Kreis gemeinsam mit
dem Steuerabteilungsleiter
im Bundesfinanzministe-
rium, Heinz-J. Rendels und
dem Präsidenten der Bun-
desfinanzakademie, Horst
Vogelgesang.

Der Verhandlungsleiter der
Arbeitsgemeinschaft Klima-
tagung, Dieter Ondracek,
umriû in seinen Begrü-
ûungsworten die Ziele der
Arbeitsgemeinschaft:

¹So müssen sich die Be-
schäftigten der Steuerver-
waltung immer wieder die
Funktion der steuerlichen
Berater vor Augen führen,
die Interessen ihrer Man-
danten zu vertreten und
hierfür alle rechtlichen
Möglichkeiten und Chan-
cen auszuschöpfen. Hier-
zu paût nicht das Gerede
von den ¹Steuerschlupf-
löchern". Die ¹Steuer-
schlupflöcherª hat die
Politik geöffnet. Sie als

steuerliche Berater wür-
den ihren Auftrag verfeh-
len, ja ihre Pflicht verlet-
zen, wenn Sie nicht alle
für ihre Klientel günsti-
gen Steuergestaltungs-
möglichkeiten orten und
nutzenwürden.

Zur Achtung vor der Inter-
essenlage des anderen ge-
hört aber auch das Be-
wuûtsein, daû das Entge-
genkommen der Finanz-
verwaltung an den zwin-
genden Steuernormen
seine Grenzen findet, daû
wir alle in einem Boot sit-
zen, wenn es um die Be-
kämpfung der ausufern-
den Steuerkriminalität
geht. Wir müssen uns
auch bewuût sein: Be-
triebsprüfer sind keine
¹Steuerschnüfflerª ± so

Betriebsprüfer
sind keine

¹Steuerschnüfflerª

der sächsische Wirt-
schaftsminister Dr. Kajo
Schommer ±, sondern lei-
sten einen Beitrag, ¹Steu-
ergerechtigkeit durch ge-
rechte Vollziehung der
Steuergesetze zu verwirk-
lichenª ± so der Bundesfi-
nanzhof.

Ein gutes Steuerklima ist
ein zartes Pflänzchen, das
wir hegen und pflegen
müssen, das viel Gespür
und Sensibilität voraus-
setzt, das wir nicht nur an
der Elle eines technokrati-
schen Rechtsverständnis-
ses messen können, son-
dern auch an den Regeln,
die für ein faires und
menschliches Miteinan-
der gelten.

Lassen Sie mich hierfür ein
Beispiel nennen:

Der ¹Weihnachtsfriedenª,
die Bereitschaft der Finanz-
behörden, zum Jahresende

keine belastende Steuer-
verwaltungsakte zu erlas-
sen und auf Vollstrek-
kungsmaûnahmen zu ver-
zichten, geht über den ei-
gentlichen fiskalischen Ef-
fekt hinaus, über den man
sich in der Tat streiten
kann. Er ist vielmehr ein
Zeichen und Symbol dafür,
daû die Steuerverwaltung
ihre schweren Aufgabe in
einem menschlichen Klima
erfüllen will, daû sie sich
als eine Verwaltung zeigt,
für die dies ein ¹Offizium
nobileª der Besteuerungs-
praxis ist.

Wenn der Bundesrech-
nungshof nunmehr das
Bundesfinanzministerium
auffordert, auf die Länder
einzuwirken, ¹die geset-
zeswidrige ungleichmäûi-
ge Praxis künftig aus-
nahmslos aufzugeben", fra-
ge ich mich, ob damit nicht
zugleich auch ein Stück
Rechtskultur aufgegeben
wird. Wer Rolf Grabower,
den Architekten der Be-
triebsprüfung, verstanden
hat, aber auch Armin Spit-
taler, den Alfons Pausch als
den Botschafter der Steuer-
kultur charakterisiert hat,
wird diese Frage ± someine
ich ± unschwer beantwor-
ten können.

Kritisiert hat Ondracek die
aktuelle Steuerpolitik. Alle
seien sich darin einig, wie
das komplizierte Steuer-
recht vereinfacht, das Steu-
erchaos überwunden wer-
den könne ± nämlich über
das Prinzip ¹Niedrigere
Steuersätze ± weniger Aus-
nahmenª.

Ein kompliziertes Steuer-
recht produziere Konflikte
und mache den steuerlichen
Beratern, den Finanzrich-
tern und den Beschäftigten
der Steuerverwaltung in
gleicher Weise das Leben
schwer. Eine durchgrei-

Steuervereinfachung
würde Klima
verbessern

fende Steuervereinfachung
nach diesem Prinzip wäre
daher auch einwirkungsvol-
ler Beitrag, das gemeinsame
Ringen der Arbeitsgemein-
schaft um ein gutes Steuer-
klima zu fördern.

¹Wer die steuerpolitische
Entwicklung in diesem Jahr
verfolgt hat, hat festgestellt,
daû es zwar unterschiedli-
che Positionen der politi-
schen Parteien zur ¹Groûen
Steuerreformª gegeben ha-
be, aber die Kluft war nicht
so tief, daû sie nicht hätte
überbrückt werden können.
Parteipolitische Profilierung
im Vorfeld der Bundestags-
wahl hat dies verhindert.
Der Bürger empfindet tiefes
Miûtrauen in die Politik.
Dies schlägt sich auch auf
unsere Arbeit nieder", so
Ondracek.

Trotz allem appellierte On-
dracek an die Teilnehmer,
nicht zu resignieren und das
gemeinsame Ziel, nämlich
eine durchgreifende Steuer-
vereinfachung weiterzuver-
folgen.

Konkret vorgeschlagen hat
Ondracek, die Idee der ¹Ar-
beitsgemeinschaft Klimata-

Für ein gutes Steuerklima: ¹40 Jahre Arbeitsgemeinschaft Klimatagungª

Steuerverwaltung und -beratung:
Verständnis und Kooperation

Frohe
Weihnachten
und ein
glückliches
neues Jahr
wünscht allen Kolleginnen
und Kollegen
die DSTG-Bundesleitung

Die nächste Ausgabe
erscheint als Doppelnummer
Anfang Februar 1998

e-mail-Adresse der DSTG-Bundesgeschäftsstelle

Seit dem 10. November 1997 ist die DSTG-Bundesge-
schäftsstelle in Bonn offiziell im Internet per e-mail unter
folgender Adresse zu erreichen:

dstg-bonn@t-online.de
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gung auch in die euro-
päische Union hineinzutra-
gen. Der europäische Inte-
grationsprozeû gewinne im-
mer mehr an Fahrt. Der ¹Eu-
roª zum 1. Januar 1999 wer-
de die EU-Mitgliedsländer
noch mehr zusammen-
schmieden. Trotz aller Be-
kenntnisse zur Subsidiarität
würden durch diesen Prozeû
auch die Steuerverwaltung
und die Steuerberatung,
nicht zuletzt auch die Fi-
nanzgerichtsbarkeit in der
EU noch enger ineinander
verzahnt und vernetzt.

Der Gründer der Arbeitsge-
meinschaft Klimatagung
und DSTG-Ehrenvorsitzen-
de Hermann Fredersdorf
hatte zur Jubiläumssitzung
eine Chronik vorgelegt und
sie in seiner Festansprache
an die Arbeitsgemeinschaft
als ein gelungenes Experi-
ment erinnert. Die Schwie-
rigkeiten, die die Gründer
der Arbeitsgemeinschaft zu
überwinden hatten, um kon-
träre Interessen an einen
Tisch zu bringen, wurden in
seiner Festansprache beson-
ders deutlich. Die Konfron-
tation der Beschäftigten der
Steuerverwaltung in der
Weimarer Republik habe
sich ¹nach dem demokrati-

Fredersdorf:
Es ist gelungen, unter-
schiedliche Interessen

an einen Tisch
zu bringen

schen Selbstverständnis der
Gewerkschaft des Steuer-
personals in der Bundesre-
publik Deutschland nicht
wiederholenª dürfen. Ge-
fahr war im Verzuge. An-
fang der 50er Jahre kam es
zu heftigen Attacken gegen
die Beschäftigten der Steu-
erverwaltung. Die Steuer-
verwaltung wurde in eine
dunkle fiskalistische Ecke
gestellt und als kalte techno-
kratische Eingriffsverwal-
tung disqualifiziert. Die Be-
schäftigten der Steuerver-
waltung und die steuerli-
chen Berater griffen zur
Selbsthilfe und gründeten
in der Arbeitsgemeinschaft
Klimatagung einen ¹runden
Tischª des Interessenaus-

gleichs ± die Arbeitsgemein-
schaft Klimatagung.

¹Ein gutes Steuerklima ±
eine Chance für die Steuer-
rechtspflegeª diese These
begründete der Steuerabtei-
lungsleiter im Bundesfi-
nanzministerium, Rendels.
Auch Rendels muûte einge-
stehen: ¹Eine der gröûten
gemeinsamen Sorgen ist der
Zustand unseres Steuer-
rechts. Trotz vielfacher The-
rapieversuche und zahlrei-
cher Einzelerfolge wächst
die Krebsgeschwulst der
Steuerkomplizierung unauf-
haltsamweiterª.

Rendels legte auch die Ursa-
chen offen: Der ausgeprägte
Drang nach Einzelfallge-
rechtigkeit, der multifunk-
tionale Einsatz der Steuer
als Lenkungsmittel für alle
möglichen Politikbereiche ±
von der Bauförderung über
die Förderung für die neuen
Bundesländer bis hin zur
Umwelt- und Verkehrspoli-
tik ± sowie die Auswirkun-
gen der europäischen Inte-
gration führten zu ständigen
Komplizierungen des Steu-
errechts und damit auch des
Steuervollzugs. Dies belaste
das Steuerklima. Dies spie-
gele sich auch in den zuneh-
menden Rechtsbehelfen wi-
der. So sei allein die Zahl der
Einsprüche von 1994 auf
1996 von rund 3,1 Millionen
um 0,5 Millionen auf rund
3,6Millionen angewachsen.

Ein eindeutiges Bekenntnis
legte Rendels zur steuerli-
chen Auûenprüfung ab, die
sich auch als ein gutes Steu-
erklima bewährenmüsse.

¹Wenn nach den Erkennt-
nissen des Bundesfinanzmi-
nisteriums gleichwohl die

meisten Steuerprüfungen
verfahrensmäûig in einem
freundlichen Steuerklima
verlaufen, sehe ich auch
hierin eine Frucht des Wir-
kens der Arbeitsgemein-
schaft Klimatagungª.

Rendels warf auch einen
Blick auf die ¹fortschreiten-
de Globalisierung der Wirt-
schaft und die Revolution
der Kommunikationstechno-
logienª. Sie führten zu neu-
en Herausforderungen auch
für die Steuerkontrolle. Der
elektronische Geschäftsver-
kehr mit Hilfe von Internet
und Intranet, der nach ak-
tuellen Schätzungen inner-
halb der nächsten drei Jahre
ein weltweites Geschäftsvo-
lumen von einer Billion
Mark erreichen und über-
steigen werde, sei eine be-
sondere Herausforderung
an die Steuerverwaltung.

Die nationalen Finanzbehör-
den könnten nicht untätig
zusehen, wenn hier eine
steuerfreie Zone entstehe
mit der Folge einer
unkontrollierbaren Erosion
der Steuereinnahmen. Die
Grundlagen der Besteue-
rung und die Besteuerungs-
systememüûten im Blick auf
den elektronischen Handel
einschlieûlich der Bezah-
lung mit elektronischem
Geld analysiert, aufgearbei-
tet und im internationalen
Kontext gelöst werden. In
der Steuerabteilung sei in
diesem Sommer hierfür eine
¹mobile Arbeitseinheitª ins
Leben gerufenworden.

Der Arbeitsgemeinschaft
Klimatagung gehören die
folgenden Organisationen
an:

I Bund Deutscher Finanz-
richter

I Bundesrechtsanwaltkam-
mer

I Bundessteuerberatungs-
kammer

I Bundesverband der Steu-
erberater

I Bundesverband der verei-
digten Buchprüfer

I Deutscher Anwaltverein
I Deutscher Steuerberater-

verband

I Deutsche Steuer-Gewerk-
schaft

I Hauptverband der land-
wirtschaftlichen Buchstel-
len und Sachverständigen

I Institut der Wirtschafts-
prüfer

I Wirtschaftsprüferkammer

Verhandlungsleiter der Ar-
beitsgemeinschaft Klimata-
gung ist traditionell der
DSTG-Bundesvorsitzende.
Seine Vorgänger: Hermann
Fredersdorf als Gründer der
Arbeitsgemeinschaft sowie
die früheren DSTG-Bundes-
vorsitzenden Werner Hage-
dorn und Erhard Geyer ±
heute DBB-Bundesvorsitzen-
der.

Nur ein Prozent
Väter nutzen
Erziehungsurlaub

Kindererziehung ist in
Deutschland weitestge-
hend Sache der Mutter.
Nahezu alle berechtigten
Frauen nehmen Erzie-
hungsurlaub in Anspruch,
aber nur ein Prozent der
Väter.

Zu diesem Ergebnis kommt
das Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung
in einer Umfrage.

Deutliche Unterschiede
gibt es zwischen Ost- und
Westdeutschland bei der
Länge des Erziehungsur-
laubs. Während in den al-
ten Bundesländern nur
17 Prozent die Berufstätig-
keit für nicht länger als
zwei Jahre unterbrechen
wollen, waren es im Osten
mit 43 Prozent mehr als
doppelt so viele. Noch auf-
fälliger sind die Unter-
schiede bei der späteren
Wiedereingliederung in
den Beruf. Ein Prozent der
Frauen im Westen, aber
28 Prozent im Osten konn-
ten nicht wunschgemäû in
den Beruf zurückkehren.
Andererseits verzichteten
inWestdeutschland 24 Pro-
zent der Mütter auf die
Rückkehr in den Beruf,
während in den neuen
Bundesländern 100 % zu-
rückkehren.

Rendels beim Festvortrag.
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E rgebnislos sind am
4. November 1997 in
Stuttgart die Ver-

handlungen zur Beschäfti-
gungssicherung im öffentli-
chen Dienst unterbrochen
worden.

GGVöD-Vorsitzender und
Verhandlungsführer Horst
Zies forderte die Arbeitge-
ber von Bund, Ländern und
Gemeinden nachdrücklich
auf, rasch an den Verhand-
lungstisch zurückzukehren,
um die drängenden Proble-
me anzupacken. Leider sei
man über Verfahrensfragen
nicht weit hinausgekom-
men. Deshalb verlangte er
von den Arbeitgebern auch,
endlich in substantielle Ver-
handlungen einzusteigen.

Dies gelte insbesondere für
Vereinbarungen zur Einfüh-
rung der Altersteilzeit im
öffentlichen Dienst, wo-
durch ein wirksamer Beitrag
zur Beschäftigungssicherung
und gleichzeitig zur Be-
kämpfung der Jugendar-
beitslosigkeit geleistet wer-
den könne. Verständigen
könne sich die Gemein-
schaft von Gewerkschaften

Abbau von
Überstunden offen

und Verbänden des öffentli-
chen Dienstes (GGVöD) mit
den Arbeitgebern des weite-
ren beim Abbau von Über-
stunden und bei der Verbes-
serung freiwilliger Teilzeit-
arbeit.

Kategorisch abgelehnt hat
die GGVöD eine Aus-
höhlung des Tarifrechts
durch Öffnungsklauseln oder
Leichtlohngruppen. Nicht
zu machen seien mit der
GGVöD auch Einschnitte
bei der vollen Lohnfortzah-
lung sowie der Zusatzversor-
gung.

Die Tarifverhandlungen sol-
len am 15. Januar 1998 ¹mit
allen Themenª fortgeführt

werden. Auf den Tisch kom-
men dann auch die Einkom-
mensforderungen zur Tarif-
runde. Bereits im September
1997 haben die Spitzenorga-
nisationen des DBB im Be-
amten- und Tarifbereich,
DBB und GGVöD, eine ge-
meinsame Forderung aufge-
stellt.

I Einkommensanpassung
mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 1998 um 3,5%,

I ein weiterer Schritt zur
Angleichung der Einkom-
men Ost an das Westni-
veau auf 90 v. H.

Ostgehälter müssen
angeglichen werden

I Absenkung der Wochen-
arbeitszeit in den neuen
Bundesländern von bisher
40 auf 38,5 Stunden die
Woche sowie die Wieder-
herstellung der 38,5-Stun-
den-Woche für Beamte in
allen Ländern,

I Arbeitszeitflexibilisierung
mit Arbeitszeitkonten auf
Jahresbasis einschlieûlich
der Umwandlung der Mo-
natsbezüge unter Berück-
sichtigung aller sonstigen
Einkommensbestandteile
in Jahresgehälter,

I konkrete Altersteilzeitre-
gelungen,

I Verlängerung der Rege-
lung des § 15 BAT-O zur
Vermeidung betriebsbe-
dingter Kündigungen.

Die Tarifverhandlungen las-
sen noch keinerlei Konturen
erkennen; viel weniger die
Besoldungsrunde 1998.

Aufschluû darüber wird er-
wartet von der gewerk-
schaftspolitischen Arbeitsta-
gung in Bad Kissingen, zu
der sich die Politik in hoch-
karätiger Potenz bereits an-
gemeldet hat: unter ande-
ren Bundeskanzler Helmut
Kohl, Bundesinnenminister
Manfred Kanther, Minister-
präsidentin Heide Simonis.

Tarifverhandlungen
ohne Ergebnis in
Stuttgart unterbrochen Die DBB-Tarifunion/GGVöD hat den ehe-

maligen Bürgermeister von Bremen, Hans Koschnick,
für weitere zwei Jahre als unparteiischen Schlichter be-
nannt. Koschnick wird als Schlichter aktiv, wenn die Ta-
rifverhandlungen für den öffentlichen Dienst scheitern
sollten und die Schlichtung angerufen wird. Die Arbeit-
geberseite hat erneut den ehemaligenMinisterpräsiden-
ten von Rheinland-Pfalz, Carl-Ludwig Wagner, als zwei-
ten Schlichter benannt.

Ohne Ergebnis sind erwartungsgemäû
am 6. November 1997 wegen groûer Meinungsunter-
schiede in Kernfragen die Tarifverhandlungen über eine
31. Satzungsänderung der VBL (Zusatzversorgung) zwi-
schen der GGVöD und den öffentlichen Arbeitgebern
verlaufen. Die Verhandlungen sollten bereits am 2. De-
zember 1997 ¹im kleinen Kreisª fortgesetzt werden.

Nur selten vertrauenswürdig sind Ange-
bote von ¹Finanzberaternª oder Versicherungsvertre-
tern, wenn sie das Aufspüren sogenannter Versorgungs-
lücken anbieten. Derartige Offerten gehen meist einher
mit dem Hinweis auf die ¹unsichereª oder ¹unrentableª
gesetzliche Rentenversicherung. Als Ausgleich werden
dann für die Kunden häufig schwer nachvollziehbare
Geldanlagen angeboten. Zuverlässige und objektive
Auskunft über die tatsächliche Höhe der später zu er-
wartenden Rente gibt es nur beim Rentenversicherungs-
träger selbst! Darauf haben jetzt die Landesversiche-
rungsanstalten hingewiesen.

Bestehen zwischen Arbeitnehmern Span-
nungen, so kann der Arbeitgeber dem durch Umsetzung
eines der Arbeitnehmer im Rahmen billigen Ermessens
begegnen. Der Arbeitgeber ist nicht gehalten, anstelle
der Umsetzung eine Abmahnung auszusprechen (BAG-
Urteil vom 24.4.1996, Az.: 5 AZR 1031/94).

+++ Tarif-Telegramm +++

Keine Wahl zwischen DM und Euro

In einemdpa-Gespräch hat Ondracek gefordert, daû Steu-
ererklärungen einschlieûlich Steueranmeldungen für Be-
steuerungszeiträume bis einschlieûlich 2001 in ¹DMª ab-
zugeben sind. Eine wahlweise Einführung von ¹DMª und
¹Euroª in das Besteuerungsverfahren könne von der
Finanzverwaltung nicht verkraftet werden.

In einer Anhörung des Bundesfinanzministeriums hat der
stellvertretende DSTG-Bundesvorsitzende Dr. Rainer Ull-
rich diese Auffassung bekräftigt. Er hat aber auch deutlich
gemacht, daû auch in der dreijährigen Übergangszeit auf
jeden Fall erhebliche Mehrarbeit bestehe. Wenn die Fi-
nanzämter bereits ab 1. Januar 1999 den Zahlungsverkehr
in ¹Euro ª zu akzeptieren hätten, bedeute dies, daû die
Geldeingänge in ¹Euroª maschinell in ¹DMª umzurech-
nen seien.
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M itglieder des
DSTG-Bundesvor-
standes versuch-

ten auf die Frage ¹Der bun-
desstaatliche Finanzaus-
gleich ± ein Webfehler des
Föderalismus?ª in einem
Symposium mit Experten
aus den Finanzministerien
des Bundes und der Länder
vom 23. bis 25. Oktober 1997
im Arbeitnehmerzentrum in
Königswinter eine Antwort
zu finden.

Einen Schwerpunkt des Se-
minars bildeten Möglichkei-
ten, über eine ¾nderung des
Finanzausgleichs das Inter-
esse der Länder an der Aus-
schöpfung ihrer eigenen Fi-
nanzkraft zu stärken. Dieses
Interesse schwindet gegen
Null, wenn ± so der Bundes-
rechnungshof ± dem Land
Baden-Württemberg von
den Steuermehreinnahmen
aus Betriebsprüfungen letzt-
lich nur rund 8% verblei-
ben.

Unter die Lupe genommen
wurden auch die Nivellie-
rungstendenzen, die durch
den Finanzausgleich be-
wirkt werden, und der Aus-
gleich zwischen den alten
und jungen Bundesländern.

In das System des bun-
desstaatlichen Finanzaus-
gleichs eingeführt wurden
die Teilnehmer durch Jür-

gen Michalk vom Bundesfi-
nanzministerium (¹Der Län-
derfinanzausgleich ± Kon-
zeption und Ausgestal-
tungª). Danach standen sich

Nivellierung
macht träge

Vertreter eines ¹Geber-Lan-
desª und eines ¹Nehmer-
Landesª kontrovers gegen-
über. Dr. Thomas Kreuder
vom Finanzministerium des
Landes Hessen und Wolf-
gang Förster vom Finanzmi-
nisterium des Saarlandes
beantworteten jeweils aus
ihrer Sicht die Frage: ¹Nivel-
liert der Länderfinanzaus-
gleich die Finanzkraftunter-
schiede zwischen den ein-
zelnen Ländern oder schafft
er einen gerechten Aus-
gleich?ª.

Als Vertreter des ¹Geber-
Landesª Hessen sah Dr.
Thomas Kreuder starke ni-
vellierende Tendenzen im
System des Länderfinanz-
ausgleichs, während Wolf-
gang Förster als Vertreter
des ¹Nehmer-Landesª Saar
im Länderfinanzausgleich
das Verfassungsgebot ver-
wirklicht sah, über eine an-
genäherte Finanzkraft der
einzelnen Bundesländer ei-
nen Beitrag zu leisten, auch

die Lebensverhältnisse in
den einzelnen Bundes-
ländern einander anzunä-
hern.

Umstritten ist auch der
Länderfinanzausgleich zwi-
schen den alten und jungen
Bundesländern. Blockiert er
den kooperativen Föderalis-
mus oder fördert er ihn?
Hierzu gaben kontroverse
Statements aus der Sicht ei-
nes alten Bundeslandes An-
gelika Marienfeld vom Fi-
nanzministeriumdes Landes
Nordrhein-Westfalen und
aus der Sicht eines jungen
Bundeslandes Patrick Krau-
lich vom Finanzministerium
des Freistaates Thüringen
ab.

Einen Lösungsversuch, wie
das Interesse der Bundes-
länder an der Stabilisierung
ihrer eigenen Finanzkraft
gestärkt werden muû, wag-
te Hans Buob, ehemaliger
Steuerexperte der SPD-Bun-
destagsfraktion.

Lösungsvorschlag:

Es widerspreche dem Ge-
danken des Grundgesetzes,
wenn das Nichtausschöpfen
der Finanzkraft und eine
selbst herbeigeführte Lei-
stungsschwäche mit Aus-
gleichszahlungen belohnt
würden. Als Maûstab für
Steuerkraft und steuerliche
Leistungsfähigkeit müsse
die Personalausstattung der
Finanzämter herangezogen
werden. In allen Ländern
bleibe der tatsächliche Per-
sonalbestand hinter dem
nach der PersBB ermittelten
Soll zurück. Die Differenz
sei ein Anhaltspunkt dafür,
welchen Anteil der Steuer-
kraft das betreffende Land
nicht ausschöpfe. Das Ist-
Aufkommen der veranlag-
ten Steuer soll durch diesen
Prozentsatz in ein fiktives
Steueraufkommen umge-
rechnet werden, das ± nach
Hinzurechnung der übrigen
Steuern ± die reale Finanz-
kraft des Landes widerspie-
gele.

Übereinstimmung bestand
in der Diskussion, wie pro-
blematisch die Personalbe-
darfsberechnung als ¹Rech-
nungsgröûeª für den Fi-
nanzausgleich ist. Sie sei

Geberländer haben
geringes Interesse,
die Steuerkraft
auszureizen

starken politischen Einflüs-
sen ausgesetzt. Der Fehlbe-
darf werde viel zu niedrig
ausgewiesen. Im übrigen sei
das Land Baden-Württem-
berg als starkes Geber-Land
nicht an der Personalbe-
darfsberechnung beteiligt.

Vorgeschlagen wurde auch,
das Bruttoinlandsprodukt
als Maûstab zu nehmen, ob-
wohl die strukturellen Un-
terschiede zwischen den
Ländern Schwierigkeiten
bereitenwürden.

Fazit des Seminars:

Die gewaltigen Schwierig-
keiten wurden besser er-
kannt, Lösungsansätze er-
kennbar verbunden mit der
Einsicht, daû es Patentlösun-
gen nicht geben kann, daû
weiter um eine Lösung ge-
rungen werden muû mit
dem vordringlichen Ziel: die
Stärkung der Leistungsfä-
higkeit der Finanzverwal-
tung. Die stärkere Erschlie-
ûung der Steuerquellen darf
durch den bundesstaatli-
chen Finanzausgleich nicht
behindert werden. Der Fi-
nanzausgleich als Instru-
ment, bundeseinheitliche
Lebensverhältnisse über die
Ländergrenzen hinweg zu
schaffen, darf die steuerli-
che Gleichbehandlung über
die Ländergrenzen hinweg
und damit die Steuergerech-
tigkeit nicht blockieren.

Finanzausgleich der Länder:
Ein Webfehler des Föderalismus?
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B etriebsprüfer hatten
auch 1996 eine posi-
tive Leistungsbilanz.

Die 9 160 eingesetzten Be-
triebsprüfer erbrachten auf
Bundesebene 16 Milliarden
DM Mehrsteuern. Der Prü-
fungsturnus lag bei Groûbe-
trieben bei 4,99 Jahren, bei
Mittelbetrieben bei 14 Jah-
ren, bei Kleinbetrieben bei
28 Jahren und bei Kleinstbe-
trieben bei 81 Jahren. Der
Prüfungsturnus in Nord-
rhein-Westfalen war schlech-
ter als auf Bundesebene.

Auf Drängen der DSTG und
des Bundesrechnungshofes
hatte der Bundesfinanzmini-
ster die Finanzminister und
-senatoren der Länder ge-
drängt, für mehr Vereinheit-
lichung bezüglich der Prü-
fungsdichte im Bundesge-
biet Sorge zu tragen. Dies
war für Finanzminister
Schleuûer in NRW der An-
laû, die Oberfinanzdirektio-
nen aufzufordern, mehr zu
prüfen. Mehr Personal sollte
es dafür nicht geben. Die
daraufhin einsetzenden Be-
ratungen zwischen dem Fi-
nanzministerium und den

Die Prüferleistung
sollte um 15%

angehoben werden

Oberfinanzdirektionen in
NRW führten zu einer Ziel-
vereinbarung, wonach die
Oberfinanzdirektionen da-
für Sorge tragen wollen, daû
die Prüferleistung um 15%
gesteigert wird, daû etwa
4700 Prüfungen mehr
durchgeführt werden ± und
dies ohne Personalmehrung.

Diese Zusage der Oberfi-
nanzdirektionen über die
Köpfe der betroffenen Be-
triebsprüferinnen und Be-
triebsprüfer hinweg führte
zu ¾rger und Problemen in
den Betriebsprüfungsstel-
len. Die Oberfinanzdirekti-
on Münster gab schriftlich
für die Amtsbetriebsprü-

fungsstellen eine Zielvorga-
be für 1997 vor, die lautete:

¹Mehrergebnis je durch-
schnittlich eingesetzten
Prüfer:

840 000 DM bis 880000
DMª.

Diese Zielvorgabe wurde ei-
nem Journalisten bekannt.
Daraufhin kam ein böser Be-
richt in der Sendung ¹WiSoª
des ZDF mit dem Kernvor-
wurf, die Betriebsprüfer
müûten ein Mehrergebnis
von 840 000 DM bis 880 000
DM erbringen. Sie seien an-
gehalten, nur die wesentli-
chen Tatbestände aufzugrei-
fen und die Fälle, bei denen
keine Nachholungen oder
gar Erstattungen erfolgen

ZDF diffamierte
Kollegen

würden, lieber liegen zu las-
sen. In dem Bericht wur-
den die Betriebsprüfer als
¹Kopfgeldjägerª abgestem-
pelt, die Prüfungspraxis als
gesetzeswidrig bezeichnet.
Weiter wurde in dem Bericht
dargestellt, daû die so unter
Druck gesetzten Betriebs-
prüfer über Gebühr rigide
prüfen und Betriebe da-
durch ruinierenwürden.

Die DSTG hat diese unsach-
lichen und polemischen Vor-
würfe in Briefen an die Re-
daktion und an den Inten-
danten des ZDF zurückge-
wiesen. In der Folge führte
Ondracek mit dem Journali-
sten ein mehrere Stunden
dauerndes Gespräch vor
laufender Kamera. Wann
Teile daraus gesendet wer-
den, ist nicht bekannt. Der
Journalist war nicht davon
abzubringen, daû diese Ziel-
vorgabe die Betriebsprüfer
zu einer ungesetzlichen Prü-
fungsweise anhalte.

Dies macht deutlich, wie
sensibel der Prüfungsbe-
reich gehandhabt werden
muû. Unsere Betriebsprüfe-
rinnen und Betriebsprüfer

haben ausschlieûlich nach
Recht und Gesetz zu arbei-
ten. Aus den Vorgaben der
Abgabenordnung haben sie
auch die Sachverhalte auf-
zugreifen, die zugunsten der
Steuerpflichtigen wirken.
Eine Zielvorgabe, wie ein-
gangs beschrieben, führt
zu Miûverständnissen und
Fehlinterpretationen. Des-
wegen sollte sie schlichtweg
unterbleiben. Es kann recht-
lich nicht straff vorgegeben
werden, daû ein Betriebs-
prüfer Mehrergebnisse von
840000 DM bis 880000 DM
pro Jahr zu erbringen hat.
Durch eine solche Zielver-
einbarung soll Druck auf
die Betriebsprüfer ausgeübt
werden. Dieser Druck moti-
viert nicht, sondern bremst
eher die Einsatzfreude. Des-
wegen sollten solche Ziel-
vereinbarungen dort, wo sie
getroffen wurden, zurück-
gezogenwerden.

Die Verantwortlichen sollten
sich an Bemerkungen des
Bundesrechnungshofes aus
dem Jahre 1996 erinnern:

¹Der Bundesrechnungs-
hof hält es grundsätzlich
für sachgerecht, die ein-
zelne Betriebsprüfung
sorgfältig vorzubereiten,
dabei Prüfungsschwer-
punkte zu bilden und

Überflüssige
Prüfungshandlungen

vermeiden

überflüssige Prüfungs-
handlungen zu vermei-
den. Die Erkenntnisse der
Rechnungshöfe deuten je-
doch darauf hin, daû die
Erwartungen überhöht
sind, die die obersten Fi-
nanzbehörden des Bun-
des und der Länder an die
Wirkung der Rationali-
sierungsgrundsätze ge-
knüpft haben. Auch zei-
gen sie derzeit nicht die
Grenzen der Rationalisie-
rung auf, die aus den Auf-
klärungs- und Ermitt-

lungspflichten der Finanz-
ämter folgen. Die unein-
geschränkte Anwendung
der Grundsätze verleitet
die Betriebsprüfungsstel-
len, mengenmäûig Lei-
stungen zu Lasten der Ar-
beitsgüte zu erbringen. In
der gleichen Richtungwir-
ken auch strikt gehand-
habte Bewertungssysteme
für Prüferleistungen. Die
vorbeugende Wirkung
der Betriebsprüfungen
schwindet jedoch auch
dadurch, daû die Zahl
der Betriebsprüfungen mit
unzureichender Bearbei-
tungsgüte zunimmt. Da-
her sollten die Grenzen
der Rationalisierung deut-
lich gemacht werden. Die
Bewertungssysteme für
die Leistungen der Be-
triebsprüfer sollen verein-
heitlicht, mit den Ratio-
nalisierungszielen abge-
stimmt und so beweglich
gehandhabt werden, daû
die Arbeitsgüte der Be-
triebsprüfung gewahrt
bleibtª.

¹In Ehren ergrautª

200 Jahre brachten drei ehe-
malige Vorsitzende von
DSTG-Mitgliedsverbänden
in den letzten Wochen auf
die ¹Zeitwaageª:

Im Rahmen von Geburts-
tagsempfängen konnten am
22. Oktober 1997 der frühe-
re Vorsitzende des DSTG-
Bezirksverbandes Stuttgart,
Richard Huber, und am
4. November 1997 der frühe-
re Vorsitzende des DSTG-
Bezirksverbandes Düssel-
dorf, Heinz Wolters, ih-
ren 60. Geburtstag feiern.
Der langjährige Vorsitzende
des DSTG-Bezirksverban-
des Stuttgart, Hubert Stau-
denmaier, konnte am10.No-
vember 1997 Glückwünsche
zu seinem 80. Geburtstag
entgegennehmen.

Zielvorgabe für Betriebsprüfer
in NRW führte zu ¾rger
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I n Interviews mit dem
Deutschlandradio Ber-
lin, dem Saarländischen

Rundfunk und anderen Sen-
dern hat DSTG-Chef Dieter
Ondracek deutlich gemacht,
daû die Steuerminderein-
nahmen insbesondere bei
der veranlagten Einkom-
mensteuer und Körper-
schaftsteuer durch den
konsequenten Abbau von
steuerlichen Vergünstigun-
gen und Sonderregelungen,
aber auch durch die Stär-
kung der Finanzverwaltung
ausgeglichen werden kön-
nen.

Insbesondere die Sonderab-
schreibungen in den jungen
Bundesländern auf Immobi-
lien, aber auch die Abschrei-
bung auf Schiffs- und Flug-
zeugbeteiligungen hätten
inzwischen zu einer Fehllei-
tung von Ressourcen ge-
führt. Notwendig sei auch
eine Reform der Doppelbe-
steuerungsabkommen und
des Auûensteuerrechts, um
Gewinnverlagerungen in das
Ausland zu vermeiden.
Dringender denn je seien

aber auch Regelungen auf
EU-Ebene zur Steuerharmo-
nisierung und zur Eindäm-
mung des ruinösen steuerli-
chen Dumpings, über das
Gelder in europäische Steu-
eroasen fehlgelenkt wur-
den.

Vorrangig ist eine Neuord-
nung des Bilanzsteuerrechts
(u.a. Begrenzung von Wert-
berichtigungen, Rückstel-
lungen und Teilwertab-

Steuerdumping auf
EU-Ebene beseitigen

schreibungen). Eine gut
ausgestattete Steuerverwal-
tung könne die Steuerkrimi-
nalität mit ihrem ausufern-
den Volumen eindämmen
und eine wirksame Prophy-
laxe gegen die Steuerkrimi-
nalität betreiben.

Insgesamt könnten bei
realistischer Betrachtung
100 Milliarden DM mehr in
die Kassen von Bund, Län-
dern und Gemeinden flie-
ûen; zugleich würde Steuer-
gerechtigkeit wachsen.

Vor diesem fiskalischenHin-
tergrund hat der Arbeits-
kreis ¹Steuerschätzungª am
11. November 1997 seine
neuen Ergebnisse vorgelegt
mit einer Schätzabweichung
über der Mittelfristprognose
der Steuerschätzung vom
Mai 1997. Danach müssen
Bund, Länder und Gemein-
den in diesem Jahr mit zu-
sätzlichen Einnahmeeinbu-
ûen von 17,3 Milliarden DM
rechnen. Für 1998 werden
die Einnahmeeinbuûen auf
22,4 Milliarden DM ge-
schätzt.

Zu diesen Steuerausfällen in
Höhe von knapp 40 Milliar-
denDMkommen noch Steu-

ermindereinnahmen in Hö-
he von 7,5 Milliarden DM
aufgrund von Gesetzesän-
derungen (Absenkung des
Solidaritätszuschlages, Ab-
schaffung der Gewerbeka-
pitalsteuer) hinzu.

47,2 Milliarden DM
Steuerausfälle und
-mindereinnahmen

Im Arbeitskreis ¹Steuer-
schätzungª sind Bund, Län-
der und Gemeinden, Bun-
desbank, Statistisches Bun-
desamt und die wichti-
gen wirtschaftswissenschaft-
lichen Institute vertreten.

Sonderbeitrag zur Krankenhausfinanzierung

Widerspruch einlegen

Der DBB empfiehlt allen Einzelmitgliedern, die in einer
gesetzlichen Krankenkasse versichert sind, gegen den ab
Oktober/November 1997 erhobenen Sonderbeitrag von
20 Mark pro Jahr zur Krankenhausfinanzierung Wider-
spruch einzulegen. Der DBB ist bereit, zwei oder drei
Musterprozesse in dieser Sache durch Verfahrensrechts-
schutz zu unterstützen. Konkret empfiehlt der DBB den
betroffenen Einzelmitgliedern, den Zahlungsaufforderun-
gen ihrer Krankenkassen zunächst nachzukommen. Zu-
gleich sollte jedoch gegen die Zahlungsbescheide Wider-
spruch eingelegt werden. Begründet werden sollte der
Widerspruch vor allem mit der Unvereinbarkeit des ¹Not-
opfer Krankenhausª mit dem Gleichheitssatz des Arti-
kels 3 Grundgesetz. Privatkrankenversicherte sind näm-
lich nicht von der Neuregelung der Krankenhausfinanzie-
rung betroffen.

Nähere Auskunft erteilen die DBB- oder DSTG-Bundes-
geschäftsstellen (DBB: Peter-Hensen-Str. 5±7, 53175
Bonn, Fax: 02 28-81 11 71; DSTG: In der Raste 14, 53129
Bonn, Fax: 02 28/23 90 98).

TK Software Steuer 1997

Software hilft Steuern sparen

Mit der neuesten Version des Einkommensteuer-Pro-
gramms TK Software Steuer 1997 können auch steuer-
liche Laien ihre Einkommensteuer-Erklärung am Bild-
schirm erstellen. Das Programm führt den Benutzer auto-
matisch an alle Tatbestände heran, die helfen, Steuern zu
sparen.

TK Software Steuer 1997 weist auf alle Steuersparmög-
lichkeiten hin und prüft Eingaben auf Ihre Plausibilität. In
Zweifelsfällenwerden Korrekturen vorgeschlagen.

TK Software Steuer 1997 ermöglicht nicht nur die schnelle
Erstellung der Steuer-Erklärung für 1997, sondern läût
sich auch in 1998 weiter verwenden. So lassen sich zum
Beispiel aktuelle Anschaffungen oder angefallene Reise-
kosten fortlaufend eingeben. Auch ein Fahrtenbuch kön-
nen Anwender führen. Im Folgejahr übernimmt die
Update-Version die Daten.

Besonders Freiberufler undGewerbetreibende profitieren
von der integrierten Einnahme-Überschuûrechnung.

Die fertige Steuererklärung kann sowohl auf die Original-
Formulare als auch programmerstellt auf Blankopapier
gedruckt werden.

TK Software Steuer 1997 kostet beim Erstkauf 98 DM, das
jährliche Updatewird für 78DMangeboten.

Das Programm ist direkt zu beziehen beim:

TK Software Vertriebs-Service
AmBrüll 17
40878 Ratingen
Tel. 0 21 02 / 86 21-00
Fax 0 21 02 / 86 21-22
http://www.tk-software.de

Ondracek: Steuerausfälle
durch Einstellungen ausgleichen
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W ichtige perso-
nelle und pro-
grammatische

Weichen stellten die Ge-
werkschaftstage der drei Be-
zirksverbände in Baden-
Württemberg (Freiburg,
Karlsruhe und Stuttgart) am
16. Oktober 1997 in Bad
Rappenau. Auf dem Be-
zirksverbandstag Freiburg
konnte der ¹alte und neueª
Vorsitzende Gerd Huber 54
von 56 abgegebenen Stim-
men auf sich vereinen.
Mit ebenso überwältigender
Mehrheit wurde Petra Imber
und Norbert Kaluscha zu
stellvertretenden Vorsitzen-
den gewählt.

Der Gewerkschaftstag Frei-
burg wählte den früheren

Franz Herth (Freiburg)
und Claus Schindler

(Karlsruhe) als
Ehrenvorsitzende

gewählt

Bezirksvorsitzenden Franz
Herth wegen seiner überra-
genden Verdienste zum Eh-
renvorsitzenden.

Die Wahlergebnisse im
DSTG-Bezirksverband Karls-
ruhe fielen ebenso eindeutig
aus. Zum neuen Vorsitzen-
der des DSTG-Bezirksver-
bandes wurde der frühere

DSTG-Bundesjugendleiter
Markus Scholl mit überwäl-
tigender Mehrheit gewählt,
ebenso die weiteren Vorsit-
zenden Martina Braun und
Bernd Sigrist. Zu Stellvertre-
tern wurden gewählt Elvira
Fuchs und Margit Vetter.
Geschäftsführer wurde Ra-
phael Thome.

Die groûen Verdienste des
früheren DSTG-Bezirksvor-
sitzenden Claus Schindler
spiegelten sich wider in sei-
ner einstimmigen Wahl zum
Ehrenvorsitzenden.

Der frühere Kassierer Hu-
bert Eckert, der frühere Ge-
schäftsführer Gerhard Gam-
ber, das langjährige Vor-
standsmitglied Kurt Löffler
und die frühere stellvertre-
tende Vorsitzende für den
Tarifbereich Hildegard Feh-
renbach wurden Ehrenmit-
glieder.

Der Gewerkschaftstag des
DSTG-Bezirksverbandes
Stuttgart bewies sein groûes
Vertrauen in die Kandidaten
für den Bezirksvorstand.
Zum Vorsitzenden wurde
Franz Riû, zu stellvertreten-
den Vorsitzenden Klaus
Becht und Siegfried Koch
mit jeweils überwältigenden
Mehrheiten gewählt, Koch
zugleich zum Geschäftsfüh-
rer des Bezirksverbandes.

Bezirke bereiteten
Landesverbandstag
Baden-Württemberg vor

FinanzministerMayer-Vorfelder hatte einen schweren Stand.

P rogrammatische und
personelle Grundla-
gen für die Gewerk-

schaftsarbeit in den näch-
sten vier Jahren leg-
te der DSTG-Landesver-
band Baden-Württemberg
am 16. und 17. Oktober 1997
auf seinem Steuer-Gewerk-
schaftstag in Bad Rappenau.

Der Landes-Gewerkschafts-
tag war verbunden mit
den Gewerkschaftstagen der
Bezirksverbände Freiburg,
Karlsruhe und Stuttgart.

Glanzvoller Höhepunkt war
die öffentliche Kundgebung
im Rahmen des DSTG-Lan-
desverbandstages Baden-
Württemberg am 17. Okto-
ber 1997.

In einer vielbeachteten pro-
grammatischen Rede zeich-
nete der DSTG-Landesvor-
sitzende Rainer Ullrich ein
ungeschminktes Bild der
Lage der Steuerverwaltung.
Die ständig wachsenden
Fallzahlen, verbunden mit
einer nicht abreiûenden
Komplizierung des Steuer-
rechts, einer blühenden
Schattenwirtschaft mit end-
gültigen Steuerausfällen in
Höhe von mindestens
150 Milliarden DM, die Ab-
wanderung von Kapital in
Niedrigsteuergebiete, das
erstmalig rückläufige Steu-
eraufkommen zeigten den
Rahmen auf, in dem die
Steuerverwaltung des Lan-
des Baden-Württemberg zu
operieren habe.

Gerade unter diesem Blick-
winkel wachse der Stellen-
wert der Steuerverwaltung.
Unverantwortlich sei daher
der Abbau von Stellen. Ull-
rich forderte mit Nachdruck
den ¹Gleichklangª mit der
Polizei und den Lehrern.

Vorrangiger denn je sei es,
alle Anwärter im mittleren
und gehobenen Dienst zu
übernehmen. Sie seien für
die Aufgaben der Steuerver-
waltung mit groûem finan-

ziellem Aufwand ausgebil-
det worden. Die Steuerver-
waltung des Landes sei drin-
gend angewiesen auf hoch-
qualifizierte junge Men-
schen.

Ullrich streifte das gesamte
Spektrum der DSTG-Ge-
werkschaftsarbeit von der
Stellenplangestaltung über
das Reisekostenrecht bis hin
zur Neuorganisation der
Steuerverwaltung. Endlich
müsse Schluû sein mit einer
Politik der ¹Nadelsticheª ge-
gen den öffentlichen Dienst
in Baden-Württemberg. Bei-
spielhaft dafür nannte er
den Wegfall der Jubiläums-
zuwendung ± ¹falsch, psy-
chologisch fehlgelenkt und
demotivierendª!

Der Finanzminister von Ba-
den-Württemberg, Gerhard
Mayer-Vorfelder, hatte ge-
gen diese Rede einen
schweren Stand. Geschickt
in der Form, aber hart in der
Sache verteidigte er das
Sparprogramm der Landes-
regierung und kündigte zu-
gleich auf Bundesebene In-
itiativen des Bundesrates,
Kürzungen der Sonderzu-
wendung (Weihnachtsgeld)
an. Das Weihnachtsgeld
bleibe erhalten, müsse aber
modifiziert und ¹sozial ge-
staffeltª werden.

Mit Sorge betrachtete
Mayer-Vorfelder auch die
Erosion der Steuereinnah-
men. Erstmalig seien die
Steuern von der wirtschaftli-
chen Entwicklung abgekop-
pelt worden. Trotz eines deut-
lichen Wirtschaftswachstums
verringerten sich die Steuer-
einnahmen.

Nach dem Bürgermeister
von Bad Rappenau, Gerd
Zimmermann, richteten die
Vertreter der Parteien Gruû-
worte an die Delegierten.
Der stellvertretende Vorsit-
zende der SPD-Landtags-
fraktion Wolfgang Bedder,
die stellvertretende Vorsit-
zende der Landtagsfraktion

Baden-Württemberg

Gröûerer Stellenwert
der Finanzverwaltung
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Bündnis 90/Die Grünen,
Marianne Erdrich-Sommer,
und für die F.D.P. MdL
Kleinmann.

Der Vorsitzende des DBB-
Landesbundes Baden-Würt-
temberg, Horst Bäuerle, gei-
ûelte den verstärkten Spar-
kurs der Landesregierung
gegen den öffentlichen
Dienst und forderte zum
Umdenken auf. Der Stellen-
wert des öffentlichen Dien-
stes müsse in einem demo-
kratischen und sozialen
Rechtsstaat deutlich wer-
den.

In seinem Referat appel-
lierte der DSTG-Bundesvor-
sitzender Dieter Ondracek
an die Politik, das Steuer-
recht zu vereinfachen, die
Steuerschlupflöcher durch
Gewinnverlagerung ins Aus-
land zu stopfen, mehr Plan-
stellen für die Steuerverwal-
tung auszuweisen, entspre-
chend der dynamisch wach-
senden Aufgaben und ¹die
Mannschaftª durch besse-
re Beförderungschancen zu
motivieren. ¹Dann wird sich
die Haushaltslage auf der
Einnahmenseite so verbes-
sern, daû sie auch Zusatz-
wünsche nach mehr Polizi-
sten und Lehrern befriedi-
gen können und dies will
doch ihr Ministerpräsident
von Ihnen, Herr Finanzmini-
ster!", so der Schluûappell
vonOndracek.

Die Wahlen brachten einen
überragenden Vertrauens-
beweis, insbesondere für
den Landesvorsitzenden Dr.
Rainer Ullrich. Von 263 ab-
gegebenen Stimmen konnte
er 253 auf sich vereinigen.
Zu stellvertretenden Vorsit-
zenden wurden die Bezirks-
vorsitzenden Franz Riû (Be-
zirksverband Württemberg),
Markus Scholl (Bezirksver-
band Karlsruhe) und Gerd
Huber (Bezirksverband Frei-
burg) gewählt, ebenfalls mit
überwältigenden Mehrhei-
ten zum Geschäftsführer
Siegfried Koch.

Den früheren Vorsitzenden
der Bezirksverbände Frei-
burg und Karlsruhe, Franz
Herth und Claus Schindler,
wurde die Ehrenmitglied-
schaft verliehen.

W enn ein Kind
spät laufen lernt,
mag dies für die

Eltern Anlaû sein, sich über
seine spätere Entwicklung
zu sorgen. Zunächst freuen
sie sich aber, daû es über-
haupt laufen kann. Der
DSTG-Bundesvorstand hat
in seiner Sitzung am 13./14.
November 1997 in Ludwigs-
hafenmit wohlwollender Di-
stanz einen Sachstandsbe-
richt des Bundesfinanzmini-
steriums zu dem Projekt
¹FISCUSª zur Kenntnis ge-
nommen. Danach sind bis
zur Realisierung eines Pilot-
projektes fünf Einzelschritte
vorgesehen:

I die Konkretisierung der
Projektziele

I die Organisation der Zu-
sammenarbeit unter den
Ländernmit demBund

I die Festlegung zur Sy-
stementwicklung und Pro-
jektdurchführung

I die Erarbeitung von Grob-
konzepten

I die Realisierug eines Pilot-
projektes

Das Bundesfinanzministeri-
um imO-Ton:

¹Inzwischen sind für die
Stufe 1 von BuStra/Steufa
und GrESt bereits erste
Prototypen erstellt wor-
den, um die Funktionalität
und das Zusammenspiel
mit fachlichen Quer-
schnittsaufgaben intern
abstimmen zu können.

Die Realisierung von FIS-
CUS-Basiskomponenten,
des sog. Anwendungsrah-
mens, durch die zentrale
Arbeitseinheit ¹Architek-
turª ist weit fortgeschrit-
ten. Die erste Ausbaustufe
soll Ende Januar 1998 fer-
tiggestellt sein. Damit
wird ein wichtiges Zwi-
schenziel erreicht.

Für die folgende Projekt-
phase ist eine neue weit-
gehend endgültige Ver-
teilung von FISCUS-Auf-

gaben auf die Länder er-
forderlich, die sog. Dritte
Zerlegung. Die Vorarbei-
ten hierfür laufen auf vol-
len Touren."

Das Land Nordrhein-West-
falen ist mit der Realisierung
des Pilotprojektes ¹Voll-
streckungª betraut. Hierzu
O-Ton des Finanzministeri-
umNordrhein-Westfalen:

¹Das Land Nordrhein-
Westfalen hatte es über-
nommen, im Rahmen des
Gesamtprojektes die fach-
liche Anwendung für die
Vollstreckung als FIS-
CUS-Pilotprojekt zu ent-
wickeln.

Entsprechend den Pla-
nungs- bzw. Projektauf-
trägen ist das Pilotprojekt
Vollstreckung (Vollstrek-
kungssystem ± VoSystem)
mit seiner fachlichen Stu-
fe 1 am 1. 7. 1997 in einem
nordrhein-westfälischen
Finanzamt erprobungs-
halber eingesetzt worden;
am 21. 7. 1997 bzw.
25. 8. 1997 wurde der Ein-
satz auf zwei weitere Fi-
nanzämter ausgeweitet.

Alle in den Vollstrek-
kungsstellen der drei
Finanzämter insgesamt
bestehenden 33 Arbeits-

Bisherige Erfahrungen
sind zufriedenstellend

plätze (einschl. Sachge-
bietsleiter) sind an das
VoSystem angeschlossen
und mit der erforderlichen
Hardware ausgestattet (IT
am Arbeitsplatz: PC mit
Windows-NT als Betriebs-
system, 17"-Farbmonito-
re).

Die Erfahrungen sind zu-
friedenstellend, die Pilo-
tierung dauert bis Ende
1997 an.

Die Erprobung des VoSy-
stems ist derzeit noch
beschränkt auf solche
rückständig gewordenen

Fälle, die zuvor nicht voll-
streckungsanhängig wa-
ren. Dieses Vorgehenwur-
de gewählt, um die erste
Erprobung nicht mit der
Übernahme des Bestan-
des und den damit ver-
bundenen besonderen Ar-
beiten zu betrachten. Zu
Beginn des Jahres 1998 ist
die Übernahme der Be-
stände in den drei Voll-
streckungsstellen vorge-
sehen.

Neben der Abrundung
der fachlichen Stufe 1 und
dem unmittelbar daran
anschlieûenden Beginn
der Realisierung der fach-
lichen Stufe 2 werden mit
den anderen Ländern die
Vorbereitungen getroffen,
das VoSystem auch dort
einsetzen zu können. So
ist z.B. bis zum Ende des
Jahres 1997 vorgesehen,
unbeschadet des Fort-
gangs der Erprobung in
den drei nordrhein-west-
fälischen Finanzämtern
das VoSystem auf die im
Rahmen von FISCUS in-
zwischen bis auf weiteres
vorgesehene Zielplattform
Reliant-Unix (als Ser-
ver-Betriebssystem)/Oracle
(als Datenbanksystem) zu
portieren. Dies ist u.a.
Voraussetzung für den in
1998 beabsichtigten Ein-
satz des VoSystems in
den Ländern Bayern und
Sachsenª.

FISCUS: ¹Ein Kind
lernt laufenª
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Ü ber 150 Delegierte
und Gastdelegierte
aus den 38 Ortsver-

bänden der DSTG Hessen
haben am 15. und 16. Okto-
ber 1997 in Limburg Zeichen
gesetzt, die weit über das
Land hinausreichen. Der
19. Vertretertag der DSTG,
insbesondere die öffentliche
Kundgebung mit über 1 500
Teilnehmern, war eine bro-
delndeManege.

Standing Ovations erntete
die DSTG-Landesvorsitzen-
de Anne Schauer mit einer
Grundsatzrede, die die ei-
nen betroffen machte und
die anderen erleichterte,
weil Anne Schauer sagte,
was viele denken:

Ein Stein des Anstoûes sei,
so Schauer, der Niedergang
des Steueraufkommens in
Hessen. So betrage das
Steueraufkommen aus der
veranlagten Einkommen-
steuer 1996 nur noch 12 v.H.
und der Körperschaftsteuer
nur noch 79 v.H. des Auf-
kommens aus 1992. Die
Lohnsteuer dagegen sei in-
zwischen auf 110 v.H. hoch-
geschnellt. Wenn im Finanz-
amt Bad Homburg z.B. im
Kalenderjahr 1990 noch
439 Millionen DM Einkom-
mensteuer eingenommen
worden seien und man 1996
3 Millionen DM an die Steu-
erpflichtigen ausgezahlt ha-
be, müsse man sich fragen,
ob in unserem Steuersystem
¹noch alles mit rechten Din-
genª zugehe.

¹Da das Finanzamt Bad
Homburg ja dafür bekannt
ist, daû in seinem Bereich
nicht gerade die ¾rmsten
der Armen leben, macht die-
ses Beispiel auch deutlich,
daû die steuerlichen Gestal-
tungsmöglichkeiten über-
wiegend von den Groûver-
dienern in unserem Lande
genutzt werden können.
Ein Umsatzsteuerprüfer hat
im Kalenderjahr 1996 ein
Durchschnittsmehrergebnis
pro Fall von 4 000 DM ge-
bracht, ein Betriebsprüfer

durchschnittlich pro Jahr
1,1 Mio. DM mehr einge-
nommen. Das sind Zahlen,
bei denen einem Finanzmi-
nister die Augen glänzen
müûten. Daher: Zusätzliches
Personal in der Steuerver-
waltung ist nicht nur ein
Posten auf der Ausgaben-
seite. Zusätzliche Personal-
kosten in der Steuerver-
waltung amortisieren sich
ganz schnell!!!", so Anne
Schauer.

DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek appellierte an die Poli-
tik:
I Sorgen Sie dafür, daû un-

ser Steuerrecht gerechter
wird! Setzen Sie dabei
dort zu allererst an, was
unsere Bürgerinnen und
Bürger am allermeisten
stört und was sie als un-
gerecht empfinden!

I Stopfen Sie die Schlupflö-
cher!

I Sorgen Sie dafür,
± daû es für prominente
Bürger künftig nicht
mehr möglich wird,
sich durch Wohnsitz-
verlagerung aus der
deutschen Besteuerung
abmelden zu können,

± daû Konzerne mit Fir-
menkonstruktionen und
Verrechnungspreisen
ihre Gewinne nicht
mehr ins Ausland ver-
lagern können und im
Inland ihre Steuern
zahlen,

± daû es für Bilanzakro-
baten nicht mehr mög-
lich ist, durch Bilanzie-
rungstricks ihre Ein-
kommen zu mindern
und dadurch erheblich
ihre Steuerlast senken
können,

± daû es Abschreibungs-
künstlern nicht mehr
möglich ist, unter Aus-
nutzung aller denkba-
ren, manchmal auch
undenkbaren Gestal-
tungsvariationen ihre
Steuerlast gegen Null
zu drücken,

± daû diejenigen, die ihre
Umsätze und Gewinne
gleich von Anfang an
am Finanzamt vorbei-
erwirtschaften frühzei-
tig von der Steuerver-
waltung erwischt wer-
den können,

± daû diejenigen, die den
Staat betrügen und die
Finanzämter belügen
und Steuern massiv
hinterziehen, rechtzei-
tig gestellt und bestraft
werden können.

I Setzen Sie Ihre, die hessi-
sche Steuerverwaltung,
in die Lage, für einen ge-

rechten Vollzug zu sor-
gen!

I Weisen Sie mehr Plan-
stellen aus!

I Motivieren Sie die
Mannschaft durch besse-
re Beförderungschancen!

Schwer hatten es dagegen
die Politiker, ihre Positionen
zu verteidigen, insbesonde-
re Finanzminister Karl Star-
zacher (SPD), der die Vor-
schläge eines hessischen
Staatssekretärausschusses
zu Eingriffen in die Arbeits-
bedingungen des öffentli-
chen Dienstes zu verteidi-
gen hatte. Immerhin konnte
er darauf verweisen, daû in
seiner Amtszeit das Bp-Pro-
gramm fortgesetzt und die
Automationserstattung ver-
bessert wurde.

Noch schwerer hatten es die
übrigen Politiker aller Par-
teien. So die Begrüûungs-
redner:
I für die SPD Rita Streb-

Hesse,
I für die CDU Karl-Heinz

Weimar und
I für die F.D.P. Ruth Wag-

ner.

Als überwältigender Ver-
trauensbeweis für die
DSTG-Landesvorsitzende
Anne Schauer wurde ih-
re Wiederwahl: 133 von
140 Stimmen konnte sie auf
sich vereinen.

Mit ebenso überwältigen-
den Ergebnissen wurden
Peter Neumann und Hubert
Döhler in ihren ¾mtern als
stellvertretende Landesvor-
sitzende bestätigt. Als Nach-
folger von Eddy Morgen-
stern, der aus persönlichen
Gründen nicht mehr kandi-
dierte, wurde der bisherige
Landesjugendleiter Michael
Volz als stellvertretender
Landesvorsitzender in die
Landesleitung gewählt. Als
Geschäftsführerin wurde
Annelie Hauptvogel in ih-
remAmt bestätigt.

Verbandstag in Limburg

Steuern in Hessen auf Talfahrt

Protestplakate über den Köpfen der hessischenDelegierten.
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Abschied nahm der Landes-
vertretertag von Christian
Adamski, der nach seiner
Berufung zum Finanzpräsi-
denten (Bauverwaltung) der
Oberfinanzdirektion Frank-
furt nicht mehr für eine Wie-
derwahl zur Verfügung
stand. Für sein 23jähriges
Engagement für die Steuer-
verwaltung verlieh ihm der
19. Vertretertag den ¹Golde-
nen Steuergroschenª.

Anne Schauer:
¹Christian Adamski hat
sein politisches Know-
how, seinen Sachver-
stand, aber auch seine
groûe persönliche Integri-
tät in die Gewerkschafts-
arbeit der DSTG einge-
brachtª.

Als Nachfolger von Christi-
an Adamski wählten die De-
legierten Heinrich Affler-
bach (FA Frankenberg).

Den ¹Silbernen Steuer-Gro-
schenª erhielten der ausge-
schiedene stellvertretende
Landesvorsitzende Eddy
Morgenstern, und Erhard
Henrich, der lange Jahre
das Amt des Schriftführers
der DSTG Hessen ausgeübt
hatte ± beide engagierte Ge-
werkschafter, die mit Spür-
sinn und Menschlichkeit für
die Interessen ihrer Kolle-
ginnen und Kollegen ge-
stritten haben.

Rund 110 Anträge wurden
beraten. Beschlüsse gefaût
wurden zum breiten Spek-
trum der DSTG-Gewerk-
schaftsarbeit ± von der Steu-
erpolitik über die Dienst-
rechts-, Tarif- und Beamten-
politik bis hin zum Länderfi-
nanzausgleich.

Z u einem Informa-
tionsabend über die
¹Selbstveranlagung

nach neuem britischen Steu-
erverfahrensrechtª hatte die
Bundesfinanzakademie in
Brühl eingeladen.

Jeremy Tyler, Policy Advisor
vom Inland Revenue Service
und David Genders von der
Anwaltsfirma Sayers Butter-
worth in London beleuchte-
ten aus ihrer Sicht das neue
britische System, das seit
April 1996 angewandt
wird. Mit dem Begriff ¹Self-
assessmentª (¹Selbstveran-
lagungª) sollen Millionen
von Steuerzahlern in erster
Linie selbstverantwortlich für
ihre ¹Steuerangelegenhei-
tenª sein und sich auf der
Grundlage ihrer Steuerer-
klärung selbst veranlagen
können ± ein System, das
bereits seit vielen Jahren in
Irland, Frankreich, Spanien
und nicht zuletzt in den USA
praktiziert wird.

Nach einem bestimmten
Schlüssel würden die selbst-

veranlagten Bescheide in-
nerhalb eines Jahres über-
prüft, bei den Steuerpflichti-
gen rückgefragt und notfalls
auf Datenbestände des ¹In-
land Revenueª zurückge-
griffen.

Unklar blieb der Kontroll-
mechanismus im einzelnen.
Eine Auûenprüfung ist al-
lenfalls in Rudimenten er-
kennbar.

Bundesgeschäftsführer Paul
Courth hat in der Diskussion
auf das amerikanische Sy-
stem der Selbstveranlagung
hingewiesen. Das System
funktioniere deshalb, weil
die US-Steuerverwaltung
(IRS) einen engen Informati-
onsverbund mit den Banken
unterhalte und Kontenbe-
wegungen usw. dem IRS
vorlägen. Im übrigen verfü-
ge der IRS über die Sozial-
versicherungsnummer und
könne auf eine Vielzahl von
persönlichen Daten zurück-
greifen ± vor dem IRS sei der
US-Steuerzahler ein ¹glä-
serner Bürgerª.

Dieses Prinzip könne ± so
Courth ± kein Vorbild für die
deutsche Besteuerungspra-
xis sein. Eine Selbstveranla-
gung müsse daher eng ge-
koppelt werden mit einem
Kontrollsystem über die Au-
ûendienste, aber auch die
Innendienste. Ohne dieses
Kontrollsystem berge die
Selbstveranlagung das Risi-
ko gewaltiger Steuerausfälle
in sich.

Im übrigen zeigt das deut-
sche Besteuerungsverfah-
ren, insbesondere nach den
GNOF¾-Neu, deutliche Par-
allelen zur Selbstveranla-
gung, insbesondere wenn
nach dem Prinzip verfahren
wird, das im Anwendungs-
erlaû zur AO verankert ist:
¹Für den Regelfall kann da-
von ausgegangen werden,
daû die Angaben des Steu-
erpflichtigen in der Steuer-
erklärung vollständig und
richtig sindª ± ein Sicher-
heitsrisiko für die öffentli-
chenHaushalte.

Die Teilnehmer wurden vom
Präsidenten der Bundesfi-
nanzakademie, Horst Vogel-
gesang, begrüût. Die Dis-
kussion wurde geleitet vom
Leiter der Lehrgruppe V, Dr.
Kramer.

Die Selbstveranlagung ±
eine Fata Morgana?
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E rst stirbt die Ausbil-
dung, dann die Ver-
waltung ± unter die-

sem Motto fand der 43. Ge-
werkschaftstag des DSTG-
Landesverbandes Bremen
am 14. Oktober 1997 statt. Er
bot die vortreffliche Gele-
genheit, vor Gästen aus Poli-
tik und Verwaltung die be-
drückende Lage der Steuer-
verwaltung und ihrer Be-
schäftigten deutlich zu ma-
chen.

DSTG-Landeschef Willy
Hollatz zeichnete in seiner
Eröffnungsrede ein düsteres
Bild der Lage. Seit die-
sem Jahr würden in Bre-
men keine Nachwuchs-
kräfte mehr eingestellt. Mit
immer weniger Personal
müsse immer mehr Arbeit
erledigt werden. Die Steuer-
rechtspflege sei akut gefähr-
det und damit die Sicherung
der Steuereinnahmen in ei-

Steuerflucht
Kampf angesagt

ner besonders schwierigen
Wirtschafts- und Finanz-
krise ± für die Deutsche
Steuer-Gewerkschaft eine
Herausforderung, sich ge-
gen eine weitere Schwä-
chung der Steuerverwal-
tung zurWehr zu setzen.

DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek umriû das politische und
soziale Umfeld, in dem die
Steuerverwaltung zu operie-
ren habe. Wachsende Steu-
erausfälle durchGewinnver-
lagerung ins Ausland und
die konsequente Ausschöp-
fung von steuerlichen Ab-
schreibungsmöglichkeiten,
eine bedrohlich wachsende
Steuerkriminalität kenn-
zeichneten die Arbeit der
Beschäftigten der Steuerver-
waltung. Unser Steuersy-
stem sei in eine bedrohliche
soziale Schieflage geraten.

Erforderlicher denn je sei
eine exakte Analyse der
wachsenden Aufgaben der
Steuerverwaltung und eine

damit einhergehende Perso-
nalentwicklung. ¹Es führt
kein Weg an einer personel-
len Verstärkung vorbei", so
Ondracek.

Dies gelte sowohl für die In-
nen- als auch die Auûen-
dienste. Der Prüfungsturnus
sei in Bremen viel zu lang
gestreckt. Auch die Innen-
dienste seien heillos überla-
stet.

Für den entschuldigten neu-
en Finanzsenator in Bremen,
Hartmut Perschau, kriti-
sierte Staatsrat Bangemann
das Thema des Gewerk-
schaftstages als provokativ.
Die Vorwürfe des Landes-
und Bundesvorsitzenden
träfen gerade für Bremen
nicht zu. Im Vergleich zu an-

Staatsrat Bangemann
hält DSTG-Forderung

für provokativ

deren Bundesländern stehe
der Stadtstaat nach Einfüh-
rung der 40-Stunden-Woche
und der GNOF¾-Neu we-
sentlich besser dar.

Insbesondere der Beitrag
des Staatsrates zeigte den
Delegierten auf, welche
Herausforderung der neue
Vorstand der DSTG-Bremen
zu bestehen hat.

Als Vorsitzender des Lan-
desverbandes wurde Tho-
mas Stitz als Nachfolger von

Willy Hollatz gewählt, der
nach achtjähriger Tätigkeit
als Landesvorsitzender zur
Wiederwahl nicht mehr zur
Verfügung stand. Thomas
Stitz tritt in die Fuûstapfen
seines Vaters Arnold Stitz,
der in den 70er Jahren den
Landesverband erfolgreich
führte.

Als stellvertretende Vorsit-
zende wurden die bisheri-
gen Vorstandsmitglieder Pe-
ter Jahne und Holger Suhr
gewählt. In seinem Amt als
Schatzmeister wurde Kolle-
ge Winfried Noske ebenso
wie Jutta Dombrowsky als
Schriftführerin bestätigt.

Das gesamte Spektrum der
DSTG-Gewerkschaftsarbeit
wurde durch die Beschlüsse
des Gewerkschaftstages ab-
gedeckt. Schwerpunkte bil-
deten die Bereiche Ausbil-

dung undNachwuchskräfte,
die Dienstpostenbewertung,
der EDV-Einsatz am Ar-
beitsplatz sowie eine Neu-
gestaltung des Länderfi-
nanzausgleichsª.

Einen drängenden Appell
richtete der neu gewähl-
te DSTG-Landesvorsitzende
Thomas Stitz an die Politik:

¹Weg mit diesen Global-
kürzungen und Anerken-
nung der selbstkritischen
Zahlen der Personalbe-
darfsberechnung in der
Steuerverwaltung! Dann
hat man keinen Bedien-
steten zuviel oder zuwe-
nig für unseren und das
Allgemeinwohl so wich-
tigen Auftrag, nämlich
der Festsetzung und Er-
hebung von Steuern
nach dem Gleichheits-
prinzip.ª

Bremen: Stopp
für neues Personal

Eine Abordnung aus demDSTG-Ortsverband beim
Finanzamt Aschaffenburg unter der Leitung des

OrtsvorsitzendenGünter Seidel war zu Besuch in Bonn.
Eingeladen hatte die finanzpolitische Sprecherin von
Bündnis 90/DieGrünen, Christine Scheel, die die

Steuerbeamten ihresWahlkreises vor Ort in Bonn über
ihre Arbeit informierenwollte.

Auf dem Programm stand ein Besuch imDSTG-Haus.
Der DSTG-BundesvorsitzendeDieter Ondracek erläuterte
die Arbeit der Bundesleitung und gab einen Überblick über

die im politischen Raum laufende Diskussionen über
Steuerreform, Dienstrechtsreform, Versorgungsreform,

Haushaltssituation und Steuerschätzung. In der Diskussion
wurde deutlich, daû die Kolleginnen undKollegen aus

Aschaffenburg sich von ihrer DSTG in Bonn richtig vertreten
fühlen und daû sie eine starke Interessenvertretung am
Parlaments- und Regierungssitz für notwendig halten.

Ortsverband Aschaffenburg zu Gast
im DSTG-Haus

In Bremen amRuder:
Thomas Stitz.
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Absage an
Steueramnestie

D er DSTG-Chef Die-
ter Ondracek hat
an Bundesfinanzmi-

nister Theo Waigel appel-
liert, Amnestiepläne zur
Steuerhinterziehung von
Kapitaleinkünften aufzuge-
ben. Die Unruhe der Kolle-
ginnen und Kollegen aus
der Steuerfahndung wach-
se. Sie bemühten sich seit
vielen Jahren, die vielfachen
Verflechtungen in den Ban-
ken zu entwirren. In mühe-
voller Kleinarbeit deckten
sie Stück für Stück Manipu-
lationen und Machenschaf-
ten auf. Manch einer der
Ermittler habe es geahnt:
¹Wenn wir uns soweit
durchgewühlt haben und an
die Groûen kommen, wird es
eine Amnestie geben und
die Ermittlungen werden
uns dann so aus der Hand
genommenª.

Steuerhinterziehung sei ± so
Ondracek ± kein Kavaliers-
delikt, sondern eine krimi-
nelle Tat, die mit Freiheits-

Ondracek warnt
vor Kumpanei

mit den ¹Groûenª

strafen bedroht sei. Bei kei-
ner anderen Straftat gebe es
die Möglichkeit der Selbst-
anzeige. Von daher war ±
psychologisch gesehen ± die
Steuerstraftat schon immer
eine Tat, die von Staats we-
gen vergleichsweise privile-
giert worden sei.

Eine Generalamnestie schei-
de deshalb aus. Man wolle
den groûen Tätern mit wei-
ûem Kragen noch einmal ei-
nen feineren Weg ebnen,
damit sie sich vor dem
Finanzamt nicht als reuige
Sünder offenbaren müssen.
Für die ehrlichen Steuerzah-
ler entstehe der fatale Ein-
druck, daû ¹die alle unter ei-
ner Decke stecktenª. Für die
Täter schwinde der Ab-
schreckungseffekt, weil sie
offenbar damit rechnen
könnten, daû ihnen die Poli-
tik hilft. Auf die Banken be-
zogen bedeute dies:

Ihnen bleibe als letzte Ret-
tung die Politik, nach-
dem die Spitzenbanker den
Steuerfahndern das Leben
schwer gemacht und bis
zum Bundesverfassungsge-
richt versucht hätten, Ermitt-
lungen abzuwehren.
Ondracek warnte vor den
Auswirkungen auf die Steu-
ermoral. Wenn heute schon
über 50% der Steuerbürger
der Versuchung erlägen und
potentiell bereit seien, dem
Finanzamt falsche Angaben
zu liefern, sei dies ein
Alarmzeichen. Eine Gene-
ralamnestie wäre ein völlig
falsches Signal. Es wäre fa-
tal, wenn die Politik Steuer-
hinterziehung augenzwin-
kernd hinnähme und den
Groûverdienern und den
Vermögenden aus der Pat-
sche helfe.

Die Hoffnung sei trügerisch,
daû nach einer Amnestie
das Fluchtkapital nach
Deutschland zurückkehre.
Denn jeder, der sein Kapital
ins Ausland transferiert und
seine Kapitaleinkünfte nicht
versteuert habe, könne sich
jeden Tag entscheiden, das
Kapital zurückzutransferie-
ren, die nicht versteuerten
Zinsen nachzuerklären und
die Steuer nachzuentrich-
ten, um so straffrei zu blei-
ben.
Wer diesen Weg heute nicht
gehe, werde dies auch nach
einer Amnestie nicht tun.

Ondracek hat Waigel aufge-
fordert, stärker auf die Län-
der Einfluû zu nehmen, die
Finanzverwaltung zu stär-
ken, damit sie endlich in der

Amnestie bringt kein
Fluchtkapital zurück

Lage seien, die Hinterzie-
hung bei Kapitaleinkünften
wirksam zu bekämpfen.
Dies müsse flankiert wer-
den durch die Abschaf-
fung des § 30a der Ab-
gabenordnung (¹Bankge-
heimnisª) und durch die
Einführung von Kontrollmit-
teilungspflichten. Weiter
müsse im Rahmen der EU
die Möglichkeit der Rechts-
und Amtshilfe ausgebaut
werden.

D er DSTG-Bundes-
vorsitzende Dieter
Ondracek war zu

einer Buchvorstellung be-
sonderer Art eingeladen.
Zusammen mit MdB Hans-
Peter Repnik, stellvertreten-
der Vorsitzender der CDU-
Fraktion im Bundestag, dis-
kutierte er auf dem Podium
über das von MdB Christine
Scheel (¹Bündnis 90/Die
Grünen") verfaûte Buch
¹Die Grüne und das Geld ±
Das Steuersystem für ein
neues Jahrtausendª. In dem
Buch erläutert die Autorin
plastisch die politischen
Schwierigkeiten um die
Steuerreform. Sie zeigt die
Schwächen des heutigen
Systems auf, spricht den
Einfluû der Lobbyisten an,
nennt die Problembereiche
und bietet Lösungen an.

Ondracek würdigte in sei-
nem Redebeitrag das Buch.
Es mache deutlich, daû das
Thema ¹Geld, Finanzen und
Steuernª der Schlüssel für
die Politik schlechthin sei. Er
sprach auch an, daû der
empfindlichste Punkt dabei
die Gerechtigkeit ist. Steu-
ern würden nur akzeptiert,
wenn alle gleichmäûig bela-
stet werden, wenn der Staat
sicherstelle, daû diejenigen,
die mogeln wollen, rechtzei-
tig erwischt und ebenfalls
richtig besteuert würden.

Eine gleichmäûige Besteue-
rung war nach Ansicht von
Ondracek auch das Motiv
und Antrieb für die Arbeit,
die Christine Scheel auf sich
genommen hat.

Es sei bemerkenswert, daû
die gröûere Oppositionspar-
tei, die SPD, es nicht ge-
schafft habe, ein geschlosse-
nes Steuerreformpaket vor-
zulegen.

Christine Scheel sei den
richtigen Weg gegangen.
Sie habe in vielen Passagen
die Frage gestellt: ¹Ist es ge-
recht, wenn ¼ª. Nur so
kommeman auch ans Ziel.

Ein groûer Teil der Vorschlä-
ge könne von der DSTGmit-
getragen werden. In einigen
Punkten gäbe es sicher noch
Gesprächsbedarf. Anzuer-
kennen sei aber in jedem
Fall, daû ein sich tragendes
Konzept auf den Tisch ge-
legt worden sei.

Tauschecke

StOI'in aus Baden-Württem-
berg (OFD Karlsruhe) sucht
dringend Tauschpartner/in
aus den Bereichen der OFD
Kiel oder Hamburg.

StOI'in aus Hessen (OFD
Frankfurt/Main) sucht Tausch-
partner'in aus Nordrhein-
Westfalen (OFD Düsseldorf
oder Köln).

StI aus Rheinland-Pfalz
(OFDKoblenz) sucht Tausch-
partner/in aus Baden-Würt-
temberg (OFD Freiburg).

StOI'in aus Berlin (OFD Ber-
lin) sucht Tauschpartner/in
aus dem Bereich der OFD
Hamburg.

StOS'in aus Baden-Würt-
temberg (OFD Stuttgart)
sucht Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Mün-
ster.

StI'in aus Rheinland-Pfalz
(OFD-Bereich Koblenz) sucht
Tauschpartner/in aus dem
Saarland.

StI'in z.A. aus Baden-Würt-
temberg (OFD Karlsruhe)
sucht Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD
Frankfurt.

StOS`in aus Nordrhein-
Westfalen (OFD Düsseldorf)
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus Baden-Württem-
berg (OFDen Stuttgart oder
Freiburg) oder Bayern (OFD
München).

VAe (VII BAT) vom Fi-
nanzministerium D'df sucht
Tauschpartner/in aus dem
OFD-BezirkMünster.

Christine Scheel: ¹Die
Grüne und das Geldª
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